
Im Rahmen des Schleswig-Holsteinischen Schulgesetzes 

in der Fassung vom 28. Januar 2011 (§ 68 Abs.9) 

gibt sich die 

Schulkonferenz der Eilun Feer Skuul diese Geschäftsordnung

Abschnitt I: Vorsitz, Ausschüsse

1. Die Schulkonferenz wählt sich für den Zeitraum von zwei Schuljahren eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden aus ihrer Mitte (§ 68 Abs. 2 SchulG) sowie eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. Die oder der Vorsitzende kann die Sitzungsleitung während der Sitzung jederzeit an ein anderes Mitglied der Schulkonferenz abgeben. Ist die oder der Vorsitzende verhindert, wird die Konferenz von seiner Vertreterin oder seinem Vertreter geleitet.

2. Die Schulkonferenz kann jederzeit Ausschüsse zur Bearbeitung spezieller Themenbereiche einsetzen. Ein Ausschuss soll paritätisch durch Lehrkräfte, Eltern und Schülerinnen und Schüler als Mitglieder besetzt sein.

3. Es wird ein ständiger Ausschuss – im folgenden Arbeitsausschuss genannt – eingerichtet. Auf schriftlichen Antrag von mindestens einem Drittel der Mitglieder bereitet der Arbeitsausschuss die Schulkonferenz vor. Dieser Antrag muss mindestens drei Wochen vor dem Termin der Schulkonferenz bei der oder dem Vorsitzenden der Schulkonferenz gestellt werden. Außerordentliche Schulkonferenzen werden in der Regel von einem Ausschuss vorbereitet. 

Mitglieder des Arbeitsausschusses sind je 3 Lehrkräfte – 3 Eltern – 3 Schülerinnen/ Schüler, die Mitglieder der Schulkonferenz sind.

Die Schulleiterin oder der Schulleiter und die oder der Vorsitzende der SK sind ohne Wahl im Rahmen dieser Besetzung Mitglieder des Arbeitssauschusses. 

Damit ist stets die paritätische Besetzung des Ausschusses gesichert. 

4. Die Schulleiterin oder der Schulleiter führt die Beschlüsse der Schulkonferenz aus (§ 62 Abs. 1 SchulG).

Abschnitt II: Einberufung, Tagesordnung, Anträge

1. Die oder der Vorsitzende beruft eine ordentliche Schulkonferenz in der Regel einmal im Schulhalbjahr ein. Sie oder er muss eine außerordentliche Schulkonferenz innerhalb von zwei Wochen einberufen, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder dies unter Angabe der zu beratenden Themen verlangt.

Die Schulkonferenz legt am Ende der Sitzung den Termin für die kommende Sitzung fest.

Die Einberufung einer ordentlichen Schulkonferenz hat mit einer Frist von mindestens vier Wochen schriftlich zu erfolgen. Die vorliegenden Anträge und die Tagesordnung sollen der Einladung beigefügt sein. 

In Fällen besonderer Eilbedürftigkeit oder mit Zustimmung aller Mitglieder der Konferenz kann auf die Einhaltung der Frist verzichtet werden: Über die Eilbedürftigkeit entscheidet der Arbeitsausschuss mehrheitlich.

Die Begründung der Eilbedürftigkeit ist in der Einladung schriftlich zu formulieren (§ 68 Ab. 3 SchulG).

Mit der Einladung soll auch die Tagesordnung mit den Beratungsunterlagen versandt werden.

Die Konferenz sollte um 19:00 Uhr beginnen und nicht länger als zwei Stunden dauern.

2. Ständige Punkte der Tagesordnung sind:

· Benennung einer Schriftführerin oder eines Schriftführers

· Feststellung der Beschlussfähigkeit

· Genehmigung der Tagesordnung

· Genehmigung des Protokolls

· Bericht über die Beschlüsse der vorherigen Schulkonferenz(en)

· Bericht über wichtige Schulangelegenheiten durch Vertreterinnen oder Vertreter aller drei Gremien

· Festlegung des nächsten Sitzungstermins

· Verschiedenes

Die Tagesordnungspunkte enthalten die Namen der Antragsstellerin oder des Antragstellers.

3. Die oder der Vorsitzende der Schulkonferenz hat nicht das Recht, Anträge wegen vermeintlicher Unrechtmäßigkeiten abzulehnen. Jeder Antrag – soweit er durch § 63 SchulG gedeckt ist – wird diskutiert und zur Abstimmung gebracht.

4. Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat einem Konferenzbeschluss innerhalb von zwei Wochen zu widersprechen, wenn der Beschluss gegen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften verstößt. Der Widerspruch ist gegenüber der Konferenz schriftlich oder elektronisch zu begründen. Über die Angelegenheit hat die Konferenz in einer neuen Sitzung nochmals zu beschließen. Die Sitzung muss innerhalb eines Monats nach Einlegung des Widerspruchs stattfinden (§ 67 Abs. 1 SchulG).

5. Tagesordnungspunkte zu personenbezogenen Angelegenheiten sind nicht schulöffentlich und als solche zu kennzeichnen.

6. Die Schriftführerin oder der Schriftführer wird vorab in einem Rotationsverfahren zwischen Schülerinnen und Schülern, Eltern und Lehrkräften von diesen Gruppen festgelegt. Die Niederschrift muss Angaben enthalten über:

· die Bezeichnung der Konferenz,

· den Ort und den Tag sowie Beginn und Ende der Sitzung,

· die Namen der anwesenden Mitglieder und sonstiger geladene Teilnehmer
· die behandelten Themen und gestellten Anträge,

· den Wortlaut der gefassten Beschlüsse und

· das Ergebnis der Wahlen

· bei besonders wichtigen Angelegenheiten ist auch eine Zusammenfassung der wesentlichen Beratungsinhalte festzuhalten.

Die Niederschrift ist ausschließlich von der Schriftführerin oder vom Schriftführer anzufertigen und von ihr oder ihm sowie von der oder dem Vorsitzenden zu unterschreiben (§ 68 Abs. 8 SchulG). 
Inhaltlich muss zwischen Schriftführerin oder Schriftführer und Vorsitzender oder Vorsitzendem Einvernehmen bestehen. 

Sollte dies nicht möglich sein, hat die oder der Vorsitzende das Recht, seine deutlich gekennzeichnete Darstellung ebenfalls in das Protokoll aufzunehmen.

Die Schulkonferenz entscheidet im Rahmen der Genehmigung des Protokolls in der nächsten regulären Konferenz, welche Darstellung Bestandteil des Protokolls bleibt.

7. Anträge zur Tagesordnung sind bis spätestens drei Wochen vor der Schulkonferenz bei der oder bei dem Vorsitzenden einzubringen. Eine aktualisierte Tagesordnung wird den drei Gruppen unverzüglich zugesandt. Später eingereichte Anträge zur Tagesordnung bedürfen der Feststellung der Dringlichkeit. Sie erfolgt auf der Sitzung selbst, wenn mindestens zwei Drittel der anwesenden Mitglieder der Dringlichkeit zustimmen.

8. Jeder Antrag sollte mit einer Beschlussempfehlung enden.

9. Anträge zu den Themen der Tagesordnung, die aus der Beratung erwachsen, können jederzeit bis zum Schluss der Beratung dieses Tagesordnungspunktes gestellt werden. Sie müssen der Schriftführerin oder dem Schriftführer vor der Abstimmung schriftlich vorliegen.

Abschnitt III: Ablauf der Sitzung

1. Die oder der Vorsitzende  bzw. die Sitzungsleiterin oder der Sitzungsleiter eröffnet, leitet und schließt die Sitzung.

Die Beschlussfähigkeit ist gegeben, wenn alle Mitglieder geladen sind und mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist (§ 68 Abs. 5 SchulG).

Bei Verhinderung eines Mitgliedes meldet sich dieses im Schulsekretariat ab. Das Sekretariat benachrichtigt das Vertretungsmitglied anhand der vorliegenden Listen.

2. Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der Schulleiterin oder des Schulleiters (§ 68 Abs.6 SchulG).

Die Stimmenabgabe erfolgt durch Handzeichen. Die oder der Vorsitzende kann auf das Auszählen der Stimmen verzichten, wenn die Mehrheitsverhältnisse eindeutig erkennbar sind; es sei denn, dass ein Mitglied die Auszählung wünscht. Wenn ein Mitglied dies wünscht, muss ferner

· mit verdeckter Stimmkarte abgestimmt werden,

· die Beschlussfähigkeit der Konferenz festgestellt werden.

3. Ein Beschluss kommt nicht zustande, wenn die anwesenden Vertreterinnen und Vertreter der Lehrkräfte, der Eltern oder Schülerinnen und Schüler jeweils einstimmig gegen den Antrag stimmen und sich dabei auf diese Bestimmung berufen. Über den Gegenstand ist in einer weiteren Schulkonferenz erneut zu befinden, in der Satz 1 nicht nochmals anwendbar ist. Zwischen den beiden Schulkonferenzen muss ein Zeitraum von zwei Wochen liegen (§ 63, Abs. 4 SchulG).

4. Beschlüsse über grundsätzliche pädagogische Fragen gem. SchulG §63 (1) Nummer 1 bis 13 müssen mit der Mehrheit der gewählten Lehrkräfte gefasst werden (§ 63 Abs.5 SchulG).

5. Unter dem TOP „Verschiedenes“ dürfen keine Beschlüsse gefasst werden.

6. Wahlen sind geheim; sie können offen erfolgen, wenn alle anwesenden Wahlberechtigten zustimmen. Gewählt ist, wer von den abgegebenen Stimmen die meisten erhalten hat. Bei Stimmengleichheit entscheidet das von der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter zu ziehende Los (§ 68 Abs.7 SchulG).

7. Bei der Beratung jedes Tagesordnungspunktes ist zunächst der Antragstellerin bzw.  dem Antragsteller oder der Berichterstatterin bzw. dem Berichterstatter das Wort zu erteilen. Danach dürfen alle Mitglieder oder sonstige geladene Personen zur Sache sprechen, wenn ihnen von der oder dem Vorsitzenden nach einer Rednerliste das Wort erteilt worden ist.

Nur in begründeten Einzelfällen (z.B. zur direkten Erwiderung) darf die oder der Vorsitzende von dieser Reihenfolge abweichen.

Die oder der Vorsitzende muss die Rednerin oder den Redner darauf hinweisen, wenn sie oder er nicht zur Sache spricht. Die oder der Vorsitzende kann der Rednerin oder dem Redner das Wort entziehen.

8. Über Anträge kann nur abgestimmt werden, wenn sie vorher schriftlich vorgelegt worden sind.

9. Werden zwei oder mehr Anträge in derselben Sache gestellt, so ist über den weitestgehenden zuerst abzustimmen. Ist strittig, welches der weitestgehende Antrag ist, so entscheidet dies die Konferenz. Handelt es sich bei den Anträgen um alternative Möglichkeiten, so ist jeder Antrag einzeln zur Abstimmung zu stellen. Über die beiden Anträge, die die meisten Stimmen erhielten, ist zum Schluss noch einmal alternativ abzustimmen.

10. Anträge zur Geschäftsordnung sind außerhalb der Rednerliste sofort zu behandeln. Es darf dadurch aber keine Rednerin bzw. kein Redner unterbrochen werden. Dabei ist höchstens je einer Rednerin bzw. einem Redner für und gegen den Antrag zur Geschäftsordnung das Wort zu erteilen und danach ist sofort über diesen Antrag abzustimmen.

Anträge zur Geschäftsordnung sind:

· Antrag auf Begrenzung der Redezeit (1),

· Antrag auf Unterbrechung der Sitzung (2),

· Antrag auf Schluss der Rednerliste (3),

· Antrag auf Schluss der Debatte (4),

· Antrag auf Übergang zur Tagesordnung (5),

· Antrag auf Absetzung von bzw. Änderung der Tagesordnung (6) und

· Antrag auf Vertagung der Sitzung (7).

Anträge der Art 1 bis 5 bedürfen der einfachen Mehrheit der anwesenden Mitglieder, Anträge der Art 6 und 7 bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder. Sind jedoch seit Beginn der Sitzung mehr als zwei Stunden vergangen, ist dem Antrag auf Vertagung in jedem Fall stattzugeben.

Anträge der Art 3 bis 5 darf nur stellen, wer noch nicht zu dieser Angelegenheit gesprochen hat.

Liegen mehrere Anträge vor, so ist über sie in der oben angegebenen Reihenfolge abzustimmen.

Schlussbemerkung

Änderungsanträge  zu dieser Geschäftsordnung sind fristgerecht einzureichen und bedürfen der Stimmenmehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder der Schulkonferenz.

Die Konferenz entscheidet im Zweifel über die Auslegung der Geschäftsordnung mehrheitlich.

Die Geschäftsordnung wurde am 8.5.2012 von der Schulkonferenz beschlossen.

Sie tritt am 9.5.2012 in Kraft.

Wyk, den 9. Mai 2012

……………………………………

Dr. Manfred Hinrichsen

kommissarischer Schulleiter

